
  

Sehr geehrte Medienschaffende 
 
Eine Delegation des Vereins KlimaSeniorinnen hat heute in St. Gallen eine 
Beschwerde gegen den Entscheid des UVEK beim Bundesverwaltungsgericht 
eingereicht. 
 
Unten finden Sie unsere Medienmitteilung dazu. Hier finden Sie einige Fotos 
der Einreichung: Fotos von André Albrecht 
 
Mit freundlichen Grüssen, Verein KlimaSeniorinnen 

 
Medienmitteilung 
 
Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht eingereicht: 
772 Seniorinnen kämpfen für wirksamen Klimaschutz 
 
St. Gallen, 27. Mai 2017. Der Verein KlimaSeniorinnen hat beim 
Bundesverwaltungsgericht eine Beschwerde gegen das Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK)  eingereicht. Über 
772 ältere Frauen wollen mit einer Klimaklage das Grundrecht auf 
Gesundheit durchsetzen – für sich und künftige Generationen. Mehr als 
11’000 Personen haben sich in den letzten drei Tagen als 



Unterstützerinnen und Unterstützer eingetragen. 
 
Eine Delegation der KlimaSeniorinnen hat am Freitag, 26. Mai 2017, eine 
Beschwerde gegen das UVEK am Bundesverwaltungsgericht in St.Gallen 
eingereicht.  
 
«Das Departement von Bundesrätin Doris Leuthard hat das rechtliche Gehör 
verletzt. Darum gehen wir vor Bundesverwaltungsgericht. Als Direktbetroffe 
muss das UVEK unsere Argumente und Forderungen ernsthaft prüfen und 
beantworten», sagte Rosmarie Wydler-Wälti, Co-Präsidentin des Vereins 
KlimaSeniorinnen. «Denn für ältere Frauen gibt es ein erhöhtes 
Gesundheitsrisiko. Trotzdem unternimmt die Schweiz zu wenig beim 
Klimaschutz.» 
 
Die Kritik der älteren Frauen stösst auf breiten Rückhalt in der Bevölkerung. In 
nur drei Tagen haben sich über 11’000 Personen als Unterstützerinnen und 
Unterstützer eingetragen. 
 
Im November 2016 hatten 539 Seniorinnen beim Bund eine Klageschrift mit 
dem offiziellen Titel «Begehren um Einstellung von Unterlassungen im 
Klimaschutz» (PDF) eingereicht, um das Grundrechte auf Gesundheit 
durchsetzen. Das UVEK wollte im April 2017 nicht darauf eintreten. 
 
Aus Sicht der Seniorinnen verletzen der Bundesrat und die Behörden in ihren 
klimapolitischen Zuständigkeiten die Bundesverfassung, darunter das 
Nachhaltigkeitsprinzip (Art. 73 BV), das Vorsorgeprinzip (Art. 74 Abs. 2 BV) wie 
auch das Recht auf Leben (Art. 10 BV). Das gilt auch für ihr Recht auf Leben, 
auf Gesundheit und körperliche Integrität, die durch die EMRK (Art. 2 und Art. 8) 
geschützt sind.  
 
Hinter der Klimaklage stehen mittlerweile mehr als 700 Einzelpersonen und 
ältere Frauen, die sich im Verein KlimaSeniorinnen zusammengeschlossen 
haben. Die Mitglieder sind mehrheitlich im Alter von 75 und mehr Jahren. Sie 
sind aufgrund ihres Alters von der Klimaerwärmung stärker betroffen als die 
Allgemeinheit. Die zunehmenden Hitzeextreme führen zu Herz- und 
Kreislaufproblemen, im Extremfall zu Dehydrierung, Bewusstlosigkeit und 
Hitzschlag.  
 



 

In vielen Ländern laufen Verfahren, mit denen auf dem Rechtsweg eine stärkere 
Reduktion von Treibhausgasen verlangt wird. In Holland liegt seit 2015 ein Urteil 
vor, das den Staat zu wirksamerem Klimaschutz verpflichtet. In der Schweiz 
wird mit dem Fall juristisches Neuland betreten. 
 
Für Rückfragen 
- Rosmarie Wydler-Wälti, Co-Präsidentin KlimaSeniorinnen, +41 79 567 67 73  
- Pia Hollenstein, Vorstand KlimaSeniorinnnen, +41 79 740 04 50 
 
ZvG Fotos für Medienberichterstattung: Fotografin Miriam 
Künzli https://www.dropbox.com  
 
Mehr Informationen finden Sie 
auf: http://klimaseniorinnen.ch und https://twitter.com/KlimaSeniorin 
 
 
Verein KlimaSeniorinnen 
Sekretariat 
+41 44 447 48 44 
info@klimaseniorinnen.ch 

 

 


